Umwelt- oder Intensivierungsprogramm? 
(Kritik zum ENTWURF vom Jänner 2007)
TOP – TEN der ineffizientesten Maßnahmen im ursprünglichen Entwurf des
Agrar-Umwelt-Programmes vom Jänner 2007
1)
KÜRZUNG der Agrarumweltmaßnahmen um fast 20 % gegenüber 2006
Obwohl die EU-Vorschriften zur ländlichen Entwicklung die Möglichkeit der Ausschöpfung von 80 % der Mittel für die ländliche Entwicklung für das Agrar-Umweltprogramm vorsehen, bleibt der österreichische Vorschlag deutlich darunter: 2006 wurden 653 Mill € für Agrarumweltmaßnahmen ausgegeben, ab 2007 sollen es maximal nur mehr 527 Mill € sein. 


Jährlich könnten jedoch 88,6 Mill € mehr für den Schwerpunkt 2 (Agrar-Umweltprogramm) verwendet werden, wenn Österreich den möglichen 80 %-Anteil der Gesamtmittel für die ländliche Entwicklung ausschöpfen würde. 


Derzeit sind bloß 72 % (nämlich 5,583 554 Mrd € von Gesamt 7,755 435 Mrd € EU-, Bund,  und Ländermittel) für den Schwerpunkt 2 (Teil davon ist das Agrarumweltprogramm) vorgesehen. 

2)
Kein ausreichender Schutz für die BIO-DIVERSITÄT (Gentechnikfreies Saatgut)

Trotz Forderung von vielen NGOs, wie Bio-Austria oder den Grünen Bäuerinnen und Bauern und trotz sogar teils einstimmiger Landtagsbeschlüsse im Burgenland, Steiermark und Kärnten wird der Einsatz von gentechnikfreiem Saatgut zum Schutz der biologischen Vielfalt nicht im Programm verankert – dies wäre eine Grundmaßnahme, die flächendeckend zum Einsatz kommen müsste. Es wurde nicht einmal versucht, eine solche Maßnahme ernsthaft auszuarbeiten und dann in Brüssel durchzusetzen! 

3)
Erhöhung des TIERBESATZES – DÜNGERANFALL (210 kg/ha)

Laut Grünem Bericht 2006 ist der duchschnittliche Tierbesatz in den Futterbaubetrieben zwischen 1 und 1,23 GVE/ha (Großvieheinheit = 1 Rind mit 500 kg Lebendgewicht) reduzierte landwirtschaftliche Nutzfläche. Im Biobereich liegt er bei 1,1 GVE je Hektar. Die Aufhebung der GVE-Grenzen  und damit die Möglichkeit, 3 Rinder und mehr je Hektar im Rahmen des neuen ÖPUL zu halten, ist völlig unakzeptabel und wird sogar von vielen Bäuerinnen und Bauern, die mit Hausverstand die Sache beurteilen, massiv abgelehnt. Auch die EU-Kommission kritisiert diese Maßnahme, da sie sowohl die EU-Nitratrichtlinie als auch die EG-Bio-Verordnung nicht entsprechend berücksichtige.

4)
Schlechterstellung der BIOBÄUERINNEN und BIOBAUERN

Die Reduktion der einzelbetrieblichen Gesamt-Förderung für Bio-Ackerbauern (ca. 20 %) und Bio-Grünlandbetrieben (ca. 25 -35 %) ist völlig unakzeptabel. Die erhöhten Aufwendungen der Biobäuerinnen und Biobauern z.B. zur Reduktion der Pestizide, zum Schutz der Biodiversität und zum Klimaschutz wird nicht ausreichend bewertet! Damit werden so manche Betriebe auch im Biobereich zum Aufgeben gezwungen sein. 

5)
Maßnahme UMWELTGERECHTE Bewirtschaftung von Acker- und Grünland

Diese Maßnahme soll 15 % des gesamten Agrar-Umwelt-Programmes ausmachen und auf 1,32 Mill. Hektar zur Anwendung kommen. Allerdings finden sich im bisherigen Entwurf keine wesentlichen Maßnahmen, die über eine normale gute landwirtschaftliche Bewirtschaftung hinausgehen. Es wird damit kein kreislauforientierter Ansatz z.B. flächengebundene Tierhaltung mit hohem Futteranteil aus dem eigenen Betrieb etc. verbunden. Die EU-Kommission fordert daher zu Recht: Es muss sichergestellt werden, dass eine Maßnahme solchen Umfangs einen echten Mehrwert für die Umwelt darstellt.

6)
TIERSCHUTZMAßNAHMEN nicht in ganz Österreich gefördert


Völlig unerklärlich ist, warum nur in Kärnten, Tirol und Vorarlberg der Auslauf und die Weidehaltung gefördert werden sollen. Der Vorschlag der EU-Kommission, die Förderung kombiniert auf Basis von 170 Tagen Auslauf im Jahr, davon 100 Weidetage, für ganz Österreich anzubieten, ist sachlich völlig korrekt und entspricht der Erwartungshaltung der Grünlandbäuerinnen und –bauern in Österreich.

7)
Maßnahmen zur INTEGRIERTEN PRODUKTION

Erstmals erhalten auch Zuckerrüben-Betriebe eine Umweltförderungen von 150 €/Hektar. Dies ist aus mehreren Gründen als reine Klientel-Politik offenkundig. Die Wirtschaftlichkeit (Stundenlohn) des Zuckerrübenanbaus war bisher im Betriebszweigvergleich besonders gut. Die integrierte Produktion führt in vielen Fällen zu keiner Reduzierung von umweltschädlichen Pestiziden und Düngemitteln, sondern nur zu einer genaueren Beobachtung der Schadensschwelle. In manchen Jahren kann dies sogar zu einem stärkeren Pestizid-Einsatz führen als in der traditionellen Landwirtschaft. 

8)
Bundesförderung für bodennahe GÜLLEAUSBRINGUNG

Die Maßnahme „bodennahe Gülleausbringung“ soll in Zukunft mit 1 € je m3-Gülle gefördert werden. Zweifellos bringt diese Ausbringungsmethode eine Geruchsminimierung mit sich. Allerdings stellt sich die Frage sofort, warum z.B. die Festmistausbringung oder die Kompostierung, die zum Humusaufbau führt und damit Boden- und Klimaschutzrelevant ist, nicht gefördert wird. 

9)
Nur 0,7 % für BILDUNG und Information

Die Gesamtfördersumme für Bildungs- und Informationsmaßnahmen (0,7% der Gesamtmittel) ist angesichts der vielseitigen Herausforderungen für Umwelt, Natur und Lebensmittelsicherheit sowie der neuen Ansprüche im Bereich der Lebensmittel-Standards (gentechnikfrei, regional, geographischer Ursprung etc) sehr niedrig.

10)
MODULATION (gestaffelte Förderung bei Großbetrieben) ist wenig effektiv 

Die Modulation ab 100 Hektar bis 300 Hektar 92,5 %, über 300 Hektar 85 %, über 1000 ha 75 % Prämienanspruch wurde gegenüber dem bisherigen Programm reduziert. Auch wenn die Modulation nun für den Gesamtbetrieb gilt – bleibt der Vorschlag hinter dem Evaluierungsbericht 2005 zurück. Dort heißt es: 
“In Anbetracht der Skaleneffekte, die bei Großbetrieben wirksam werden, wäre eine Diskussion über die Effizienz der eingesetzten Mittel und die Effektivität der Modulation sinnvoll.“ (Seite 198)

